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I. Friedhöfe und Umwelt 

 



- Verbot von Torf und Torfprodukten 

- Verbot der Nutzung bestimmter 

Kunststoffe bei der Ausschmückung der 

Grabstelle 

- Verbot der Pestizidnutzung 



Mittlerweile: 

 

- Stellung vieler Friedhöfe als „grüne Lunge“ allgemein anerkannt 

(gleichwohl: unterbelichteter grünpolitischer Wert!) 

 

- Bedeutung vieler Friedhöfe als Biodiversitätshotspots bestens 

untersucht 

 

- In diesem Zusammenhang immer größere Bedeutung 

umweltrechtlicher Belange 





§ 9 Beschaffenheit von Särgen 

 

(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von 

Umweltbelastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (z.B. Vollholz) erlaubt, 

die keine PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder 

sonstigen umweltgefährdenden Lacke und Zusätze enthalten. Entsprechendes gilt für 

Sargzubehör und -ausstattung. Die Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und 

Naturtextilien bestehen. Auch Überurnen , die in der Erde beigesetzt werden, müssen 

aus leicht abbaubarem, umweltfreundlichem Material bestehen (Anm.10).  

 

Anmerkung: Die geänderten Umweltanforderungen machen strengere und präzisere 

Maßgaben für die Beschaffenheit der bei der Bestattung verwendeten Materialien 

erforderlich. Manche Satzungen regeln den Ausschluss von Materialien oder deren 

Beschaffenheit noch detaillierter. Denkbar ist aber auch eine mehr generelle Regelung.  



§ 27 Abs. 9 Allgemeine Grabgestaltungsvorschrift 

 

Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in Produkten der 

Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden- und -gestecken nicht 

verwendet werden. Kleinzubehör wie Blumentöpfe, Grablichter, Plastiktüten aus nicht 

verrottbarem Material sind vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung 

bereitgestellten Behältern zu entsorgen.  



II. Spannungsfelder 

1. Wachsleichenbildung und 

Grababdeckverbote 

 



OVG Lüneburg, NdsVBl 2010, 300 (302): 

„Dass die Regelung in § 20 Abs. 7 FS hier der Erreichung des 

letztgenannten allgemeinen Friedhofszweckes dient, hat die 

Antragsgegnerin durch die gutachterliche Stellungnahme des 

Sachverständigen E. vom 22. April 2010 hinreichend glaubhaft 

gemacht. Hiernach führt die Verwendung von Grabplatten für eine Sarg-

Erdgrabstätte in dem untersuchten Bereich des Friedhofs D. zu einer 

deutlichen Verlängerung der Verwesungsdauer, da sich aufgrund der 

besonderen Bodenverhältnisse und der durch die Grabplatte 

verringerten Sauerstoffzufuhr der Verwesungsprozess verzögert. 

Zudem erhöht sich durch eine verringerte Sauerstoffzufuhr das Risiko 

der sogenannten Wachsleichenbildung.“ 





2. Wachsleichenbildung und Verbot der 

Erdbestattung unter Ausnahme bei 

Verwendung einer sogenannten 

"Grabhülle“?  



OVG Rheinland-Pfalz, NVwZ-RR 2011, 952 ff. 

„Neben der Änderung der örtlichen Wünsche und Begräbnissitten 

können in erster Linie auch Belange der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung eine Einschränkung der Nutzungsmöglichkeiten erforderlich 

machen. Dazu gehört die hier von der Antragsgegnerin angeführte 

Ungeeignetheit der Böden des Friedhofs zur Verwesung der Leichen. 

[…] 

 

Dem Satzungsgeber steht es in einer Situation der Ungewissheit 

grundsätzlich zu, auch durch Änderung der Benutzungsordnung 

Vorkehrungen gegen die Gefahren bei nicht ausreichender 

Leichenzersetzung zu treffen und damit möglichen Störungen der 

öffentlichen Ordnung im Hinblick auf den angemessenen Umgang mit 

den Toten entgegenzuwirken. […] 



[… M]it dem Verbot der Erdbestattung [liegt] vorliegend ein Eingriff in den 

Wesensgehalt der verliehenen Rechtsposition vor. […] Die Erdbestattung 

zeichnet sich nämlich dadurch aus, dass sie nach herkömmlichem Verständnis 

und der Begräbnissitte zur Verwesung des Leichnams im Sarg führt; nach der 

Vorstellung des Verstorbenen und der Angehörigen werden der Leichnam und 

der Sarg gleichsam wieder "zu Erde". Dass nach Ablauf einer Ruhezeit eine 

technische Entsorgung, nämlich das Ausleeren der vorgesehenen 

Geotextilhülle, die nicht verrottbar ist, erforderlich wird, stört dieses Empfinden 

im Einzelfall unter Umständen erheblich und lässt diese Bestattung der 

Erdbestattung nicht als gleichwertig erscheinen.“ 



3. Feuerbestattung: Hier weniger der dem 

BImSchG / der 27. BImSchV unterfallende 

Betrieb von Krematorien, als vielmehr die 

Bewertung der Totenasche als solcher 

 

>> hierzu sogleich 



4. Promession 



„Promession ist eine neu entwickelte Bestattungsmethode durch 

Gefriertrocknen und anschließendes Kompostieren des Granulats. […] Die 

Methode basiert auf den Forschungsarbeiten der schwedischen Biologin 

Susanne Wiigh-Mäsak und wurde 2002 in 36 Ländern patentiert. Das Verfahren 

wurde unter der Führung der Promessa Organic AB in Nösund (Schweden) 

weiterentwickelt und zur Serienreife gebracht. Die rechtlichen Voraussetzungen 

sind mancherorts schon gegeben, so wird im Niedersächsischen 

Bestattungsgesetz vom 8. Dezember 2005 die Behörde ermächtigt, als 

Bestattungsart eine Tieftemperaturbehandlung, mit anschließender 

Erdbestattung auf einem Friedhof in einem kompostierbaren Sarg, zuzulassen.  

Aktuell [veraltet] wird in Schweden über den Bauantrag für eine erste Anlage 

entschieden.“ 

 

Quelle: Wikipedia 

 



§ 10 Abs. 2 Niedersächsisches Bestattungsgesetz: 

 

„Das für das Bestattungswesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 

Verordnung als weitere Bestattungsart eine Tieftemperaturbehandlung, mit 

anschließender Erdbestattung auf einem Friedhof in einem kompostierbaren 

Sarg, zuzulassen und zu regeln; § 12 Abs. 1 und 2 ist entsprechend 

anzuwenden.“ 

 

§ 12 Abs. 1 und 2 regelt die zweite Leichenschau vor Einäscherung. 



5. Natural death, green burials & Co 



 





6. Öko-Zubehör 



§ 11 Abs. 1 Satz 1 BestG NRW: „Behältnisse zur Beisetzung von 

Aschen und zur Bestattung von Toten, deren Ausstattung und Beigaben 

sowie Totenbekleidung müssen so beschaffen sein, dass ihre 

Verrottung und die Verwesung der Toten innerhalb des nach § 4 Abs. 2 

festgelegten Zeitraumes ermöglicht wird.“ 

 

§ 4 Abs. 2 BestG NRW: „Die Friedhofsträger legen für Erdbestattungen 

und für Aschenbeisetzungen gleich lange Grabnutzungszeiten fest, die 

zumindest die sich aus den Bodenverhältnissen ergebende 

Verwesungsdauer umfassen müssen.“ 



III. Totenasche: Einige rechtliche 

Implikationen 

 



 



Neue Dimension der Thematik: siehe Friedhofskultur 3/2015 



Bestattungskultur 5/2015 

 



Friedhofskultur 09/2015 



1. Gleichbehandlung von Erd- und 

Feuerbestattung 

§ 1 Hs. 1 FBG (1934): „Die Feuerbestattung ist der Erdbestattung grundsätzlich 

gleichgestellt […].“ 

 

BVerwGE 45, 224 ff.: „Zutreffend hat das Berufungsgericht das Recht des einzelnen, Art 

und Ort seiner Bestattung zu bestimmen, als Teil der durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützten 

allgemeinen Handlungsfreiheit angesehen. Dem kann nicht entgegengehalten werden, 

das Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG wirke nach dem Tode nicht fort (vgl. 

BVerfGE 30, 173 (194)).“ 



2. Bodenschutzrecht 

§ 1 BBodSchG: Zweck und Grundsätze des Gesetzes 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder 

wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 

und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und 

Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf 

den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner 

Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden 

werden. 



§ 2 Abs. 1 BBodSchG: Begriffsbestimmungen 

 

Boden im Sinne dieses Gesetzes ist die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger 

der in Absatz 2 genannten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüssigen Bestandteile 

(Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser und 

Gewässerbetten. 

 

>> einschlägig ist insoweit das (zunehmend europarechtlich determinierte) Wasserrecht in 

Gestalt etwa des WHG, des jeweiligen LWG und der korrespondierenden Verordnungen 



§ 2 Abs. 3 BBodSchG: Begriffsbestimmungen 

 

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Beeinträchtigungen der 

Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 

Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 



§ 4 BBodSchG: Pflichten zur Gefahrenabwehr 

 

(1) Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, daß schädliche Bodenveränderungen 

nicht hervorgerufen werden. 

 

(2) Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind 

verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen 

Bodenveränderungen zu ergreifen. 

 

(3) Der Verursacher einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast sowie dessen 

Gesamtrechtsnachfolger, der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über 

ein Grundstück sind verpflichtet, den Boden und Altlasten sowie durch schädliche 

Bodenveränderungen oder Altlasten verursachte Verunreinigungen von Gewässern so zu sanieren, 

daß dauerhaft keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen Belästigungen für den 

einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Hierzu kommen bei Belastungen durch Schadstoffe neben 

Dekontaminations- auch Sicherungsmaßnahmen in Betracht, die eine Ausbreitung der Schadstoffe 

langfristig verhindern. Soweit dies nicht möglich oder unzumutbar ist, sind sonstige Schutz- und 

Beschränkungsmaßnahmen durchzuführen. Zur Sanierung ist auch verpflichtet, wer aus 

handelsrechtlichem oder gesellschaftsrechtlichem Rechtsgrund für eine juristische Person einzustehen 

hat, der ein Grundstück, das mit einer schädlichen Bodenveränderung oder einer Altlast belastet ist, 

gehört, und wer das Eigentum an einem solchen Grundstück aufgibt. 



§ 12 Abs. 2 BBodSchV: Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien 

auf oder in den Boden 

 

Das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in eine durchwurzelbare Bodenschicht 

oder zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht im Rahmen von 

Rekultivierungsvorhaben einschließlich Wiedernutzbarmachung ist zulässig, wenn 

 

- insbesondere nach Art, Menge, Schadstoffgehalten und physikalischen Eigenschaften 

der Materialien sowie nach den Schadstoffgehalten der Böden am Ort des Auf- oder 

Einbringens die Besorgnis des Entstehens schädlicher Bodenveränderungen gemäß § 

7 Satz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes und § 9 dieser Verordnung nicht 

hervorgerufen wird und 

 

- mindestens eine der in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b und c des Bundes-

Bodenschutzgesetzes genannten Bodenfunktionen nachhaltig gesichert oder 

wiederhergestellt wird. 



§ 9 Abs. 1 Satz 1 BBodSchV: Besorgnis schädlicher Bodenveränderungen 

 

Das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen nach § 7 des Bundes-

Bodenschutzgesetzes ist in der Regel zu besorgen, wenn 

 

1. Schadstoffgehalte im Boden gemessen werden, die die Vorsorgewerte nach Anhang 

2 Nr. 4 überschreiten, oder 

 

2. eine erhebliche Anreicherung von anderen Schadstoffen erfolgt, die auf Grund ihrer 

krebserzeugenden, erbgutverändernden, fortpflanzungsgefährdenden oder toxischen 

Eigenschaften in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Bodenveränderungen 

herbeizuführen. 



Der in Bezug genommene Anhang 2 Nr. 4 benennt verschiedene Vorsorgewerte. 

 

Werden diese überschritten, so ist gemäß § 11 Abs. 1 BBodSchV „insoweit eine 

Zusatzbelastung bis zur Höhe der in Anhang 2 Nr. 5 festgesetzten jährlichen Frachten 

des Schadstoffes zulässig. Dabei sind die Einwirkungen auf den Boden über Luft und 

Gewässer sowie durch unmittelbare Einträge zu beachten.“ 



3. Totenasche und Abfallrecht 

 



Teile der Diskussion führen im Ergebnis zu einer abfallrechtlichen Sicht auf Totenasche; 

vergleichbare Erwägungen führten vor wenigen Jahren u.a. in Bremen zu politischen 

Verwerfungen. 

 

Das Abfallrecht erstreckt sich jedoch – soweit ersichtlich: vollkommen unstreitig – nicht 

auf den menschlichen Leichnam und die Totenasche. 

 

Letztlich handelt es sich hierbei um einen unmittelbaren Ausdruck postmortaler 

Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG. 



4. Auswirkungen der Seebestattung 

Siehe etwa § 12 Abs. 5 Niedersächsisches Bestattungsgesetz: 

 

„Die Urne mit der Asche ist auf einem Friedhof (§ 2 Abs. 4, § 19 Abs. 1 Satz 2) 

beizusetzen; § 11 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Urne mit der Asche darf auf Wunsch der 

verstorbenen Person von einem Schiff aus im Küstengewässer beigesetzt werden. Für 

die Seebestattung dürfen nur Urnen verwendet werden, die wasserlöslich und biologisch 

abbaubar sind und keine Metallteile enthalten. Die Urnen sind so zu verschließen und 

durch Sand oder Kies zu beschweren, dass sie nicht aufschwimmen können. Veranlasst 

eine Gemeinde nach § 8 Abs. 4 die Bestattung, so ist eine Urnenbeisetzung nach Satz 2 

nicht zulässig.“ 



- Vergleichbare Anforderungen finden sich in nahezu jedem deutschen 

Landesfriedhofs- und Bestattungsgesetz 

 

- Mit Blick auf die Aktualität einiger dieser Gesetze stellt sich angesichts einer 140-

jährigen Feuerbestattungstradition und einer Kremationsquote von mittlerweile mehr 

als 60% zumindest die Frage nach dem Vorliegen einer inzidenten gesetzgeberischen 

Unbedenklichkeitsbescheinigung 

 

- Anderenfalls müsste die aktuelle Praxis der Seebestattung vollständig überdacht 

werden 



5. Auswirkungen der neueren 

Anforderungen an Urnen 

 



§ 11 Abs. 1 Satz 1 BestG NRW: „Behältnisse zur Beisetzung von 

Aschen und zur Bestattung von Toten, deren Ausstattung und Beigaben 

sowie Totenbekleidung müssen so beschaffen sein, dass ihre 

Verrottung und die Verwesung der Toten innerhalb des nach § 4 Abs. 2 

festgelegten Zeitraumes ermöglicht wird.“ 

 

§ 4 Abs. 2 BestG NRW: „Die Friedhofsträger legen für Erdbestattungen 

und für Aschenbeisetzungen gleich lange Grabnutzungszeiten fest, die 

zumindest die sich aus den Bodenverhältnissen ergebende 

Verwesungsdauer umfassen müssen.“ 



6. Problem der Beprobung 

Probenentnahme ohne oder gegen den erklärten Willen des Verstorbenen oder der 

verfügungsberechtigten Angehörigen im Krematorium? 

 

§ 168 StGB: Störung der Totenruhe 

 

(1) Wer unbefugt aus dem Gewahrsam des Berechtigten den Körper oder Teile des 

Körpers eines verstorbenen Menschen, eine tote Leibesfrucht, Teile einer solchen oder 

die Asche eines verstorbenen Menschen wegnimmt oder wer daran beschimpfenden 

Unfug verübt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 



Probenentnahme ohne oder gegen den erklärten Willen des Verstorbenen oder der 

verfügungsberechtigten Angehörigen auf einem Friedhof? 

 

§ 168 StGB: Störung der Totenruhe 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Aufbahrungsstätte, Beisetzungsstätte oder öffentliche 

Totengedenkstätte zerstört oder beschädigt oder wer dort beschimpfenden Unfug verübt. 

 



- Bei einer Beprobung im Krematorium bedarf es damit zumindest einer tragfähigen 

Einwilligung durch den Krematoriumsbetreiber, vor allem aber durch den 

totenfürsorgeberechtigten Angehörigen, gegebenenfalls auch durch den (nicht 

zwangsläufig identischen) Erben. 

 

- Bei einer Beprobung auf einem Friedhof bedarf es entsprechend zumindest einer 

tragfähigen Einwilligung durch den Friedhofsträger und gegebenenfalls auch durch 

den Friedhofsbetreiber, bei relevanten Eingriffen in individuelle Gräber aber vor allem 

durch den Inhaber des Grabnutzungsrechtes , durch den totenfürsorgeberechtigten 

Angehörigen, sowie gegebenenfalls auch durch den (nicht zwangsläufig identischen) 

Erben. 

 

- Die genannten Personengruppen verfügen über spezifische Rechte und sind auch 

nicht per se im Verhältnis zueinander vertretungsberechtigt. 

 

 

 



7. Perspektive 

 



- Das Thema lässt sich nicht auf einige bodenrechtliche Facetten beschränken, 

sondern betrifft in ungleich größerem Maße vor allem verfassungs-, friedhofs-, 

bestattungs- , polizei- und ordnungs-, sowie strafrechtliche Aspekte. 

 

- Eine Fokussierung auf einzelne Bestattungsarten (Aschestreuwiesen, Seebestattung, 

Baum- oder Pflanzenbestattungen, konventionelle Aschebeisetzungen etc.) oder 

Friedhofsformen ist nicht möglich. 

 

- MaW: Falls die wissenschaftliche Bewertung eine Problematik identifizieren sollte, 

wäre jeder deutsche Friedhof betroffen. 



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit ! 

 

 

tadespranger@web.de 

spranger@jura.uni-bonn.de 
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